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Beratungsfolge Sitzungstermin

 
Umweltausschuss 27.10.2008

 
 
 
Ankündigung eines Berichts zur Umsetzung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen dem Wege-Zweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg (WZV) und 
der Stadt Norderstedt über gemeinsame Regelungen bei der Entsorgung von Abfällen 
hier: Abrechnung des Betriebs des Recyclinghofes Norderstedt (RHN) Oststraße für 
die Jahre 2006 und 2007 
 
 
 
Sachverhalt 

Im Dezember 2004 wurde die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem WZV und 
der Stadt Norderstedt über gemeinsame Regelungen bei der Entsorgung von Abfällen 
geschlossen. Ziel der Vereinbarung ist u. a. die Schaffung von Synergieeffekten durch die 
gemeinsame Nutzung einer vom WZV errichteten Entsorgungseinrichtung (Recyclinghof 
Norderstedt) mit Müllumschlagstation, Wertstoffhof und Sonderabfallannahmestelle. 
Der neu gebaute Recyclinghof Oststraße 144 wurde am 02.10.2006 eröffnet. 
 
Im Jahr 2007 nutzten 64.686 Kunden die Anlage. 
Auf dem Recyclinghof wurden im letzten Jahr insgesamt 21.230,15 t Abfälle (u. a. mit 
Umschlag des Hausmülls) entsorgt. 
 
Nach § 9 Abs. 7 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung hat der WZV über den Aufwand 
vierteljährlich Rechnung sowie jeweils zum Jahresende die Jahresendabrechnung zu legen. 
 
Vertreter des WZV und der Stadt bilden ein Betriebsgremium, das die gemeinsame 
Zielerreichung (u. a. Verabschiedung der jährlichen Endabrechnung) fördern soll. 
 
Auf dieser Verwaltungsebene haben sich WZV und Stadt häufig getroffen, um Fragen der 
Zusammenarbeit, eines abgestimmten Abrechnungssystems und der finanziellen Abwicklung 
festzulegen. Nach langwierigen Verhandlungen für die Jahre 2006 und 2007 sollen die 
letzten Detailfragen Ende Oktober 2008 geklärt werden. 
 
Insoweit beabsichtigt die Verwaltung (wie allgemein mit Berichtsvorlage M 08/0093 
angekündigt), in der Sitzung des Umweltausschusses am 24.11.2008 einen entsprechenden 
Bericht gemäß § 10 Abs. 5 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu geben. Der WZV wird 
hierzu als Gast eingeladen. 
 


